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Bericht der Abgeordneten Tietjen, Ströbele, Broil und Dr. Hirsch 

I. Ablauf der Beratungen 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung auf 
Drucksache 10/3303 wurde in der 149. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 27. Juni 1985 an den 
Innenausschuß federführend und an den Auswärti-
gen Ausschuß, den Rechtsausschuß, den Ausschuß 
für Verkehr, den Ausschuß für innerdeutsche Bezie-
hungen und den Haushaltsausschuß mitberatend 
sowie gemäß § 96 der Geschäftsordnung überwie-
sen. 

Die Unterrichtung durch das Europäische Parla-
ment: Entschließung zum Europa-Paß auf Druck-
sache 10/3620 wurde mit Schreiben des Bundestags-
präsidenten vom 6. September 1985 an den Innen-
ausschuß federführend und an den Auswärtigen 
Ausschuß zur Mitberatung überwiesen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat in seinem Votum 
vom 23. Oktober 1985 um zügige Beratung gebeten 
mit dem Ziel, noch im Jahre 1986 den Europa-Paß in 
der Bundesrepublik Deutschland einführen zu kön-
nen. Insofern ist er der Entschließung des Europäi

-

schen Parlaments, die die Einführung noch für das 
erste Halbjahr 1985 gefordert hatte, in der Intention 
gefolgt. Er hat weiter empfohlen, daß für den Euro-
pa-Paß keine höheren Gebühren gefordert werden 
sollten, als bisher für herkömmliche Pässe verlangt 
werden. 

Der Haushaltsausschuß, der seine Stellungnahme 
nach § 96 der Geschäftsordnung gesondert abgeben 
wird, hat in seiner mitberatenden Stellungnahme 
gebeten, zu § 19 des Gesetzentwurfs eine Fassung 
zu finden, die die Entstehung einer Kostendeckung 
gewährleistet; im übrigen hat er dem Gesetzent-
wurf mehrheitlich zugestimmt. 

Der Ausschuß für Verkehr hat mitgeteilt, daß er 
mehrheitlich gegen den Gesetzentwurf keine ver

-

kehrspolitischen Bedenken habe. 

Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen hat 
ebenfalls gegen die deutschlandpolitisch relevanten 
Bestimmungen des Gesetzentwurfs keine Ein-
wände erhoben. Der Vertreter der Fraktion DIE 
GRÜNEN habe erklärt, daß dem § 1 des Gesetzent- 
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wurfs wegen des Zusammenhangs mit Problemen 
der Staatsangehörigkeit nicht zustimmen könne. 
Abgesehen vom Auswärtigen Ausschuß, der nicht 
erneut votiert hat, haben die Ausschüsse ihre Stel-
lungnahme am 26. Februar 1986 noch einmal be-
kräftigt. 

Der Rechtsausschuß hatte, als die Änderung der 
Strafprozeßordnung noch im Zusammenhang mit 
dem Personalausweisgesetz geregelt werden sollte, 
mit Mehrheit empfohlen, den Gesetzentwurf — 
Drucksache 10/2177 — in der Fassung der Ände-
rungsanträge der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP mit der Maßgabe anzunehmen, daß die Über-
schrift des Gesetzentwurfs wie folgt gefaßt werden 
soll: „Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
personalausweisrechtlicher Vorschriften und der 
Strafprozeßordnung" und den Gesetzentwurf — 
Drucksache 10/1316 — für erledigt zu erklären. 
Nach Auffassung der Mehrheit des Rechtsaus-
schusses bestanden gegen die Gesetzentwürfe — 
Drucksachen 10/2177 und 10/3303 — in der vorge-
schlagenen Fassung weder rechtliche noch verfas-
sungsrechtliche Bedenken. Der Rechtsausschuß hat 
mit Votum vom 26. Februar 1986 mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD und der Fraktion 
DIE GRÜNEN nach eingehender Beratung des vor-
geschlagenen § 163 d StPO seine Stellungnahme 
vom 19. Februar 1986 mit der Maßgabe, daß § 163 d 
StPO die Fassung der Beschlußempfehlung des In-
nenausschusses vom 19. Februar 1986 — Druck-
sache 10/5060 — erhält, bekräftigt. Zum Zeitpunkt 
seiner Beratungen war dem Rechtsausschuß die 
Einfügung der Änderung der Strafprozeßordnung 
in den Entwurf eines Paßgesetzes noch nicht be-
kannt. 

Der Innenausschuß hat die Vorlagen auf der Grund-
lage der von den Koalitionsfraktionen am 15. Ja-
nuar 1986 vorgelegten Änderungsvorschläge in sei-
ner 92. Sitzung am 22. Januar 1986 erstmals beraten 
und in seiner 94. Sitzung am 29. Januar 1986 die 
Durchführung einer Anhörung beschlossen, deren 
Gegenstand im wesentlichen die Bestimmung des 
§ 163d StPO, die über § 16 Abs. 2 für den Entwurf 
eines Paßgesetzes relevant ist, war. Termin sowie 
Fragen- und Sachverständigenkatalog für die Anhö-
rung wurden mit der Mehrheit der Koalitionsfrak-
tionen beschlossen, während die Oppositionsfrak-
tionen ihre Minderheitenrechte beschnitten sahen 
und den Termindruck rügten. Die Anhörung wurde 
in der 95. Sitzung am 12. Februar 1986 durchgeführt. 
In der als Ausschußschlußberatung vorgesehenen 
97. Sitzung des Innenausschusses am 19. Februar 
1986 legten die Koalitionsfraktionen ihre Ände-
rungsvorschläge in einer aufgrund der Anhörung 
geänderten Form vor. Die Fraktion der SPD und 
DIE GRÜNEN nahmen an der Beratung im Innen-
ausschuß nicht teil, weil die ihnen zugestandene 
Zeit für ein Lesen der wieder geänderten Vor-
schläge zu kurz bemessen war und eine Rückkoppe-
lung mit den mitberatenden Rechtspolitikern und 
den Arbeitsgruppen nicht zuließ. Die Koalitions-
fraktionen setzten die Beratungen fort und be-
schlossen die aus Drucksache 10/5059 ersichtliche 
Empfehlung an den Deutschen Bundestag. Dieser 

sollte am 21. Februar 1986 darüber in zweiter und 
dritter Beratung entscheiden. Dazu kam es nicht, da 
zwischen den Fraktionen der CDU/CSU, FDP und 
SPD eine Vereinbarung getroffen wurde, die vor-
sah, den Entwurf auf Drucksache 10/5059 erneut in 
den Ausschüssen zu beraten. Entsprechend hat der 
Deutsche Bundestag in seiner 199. Sitzung am 
21. Februar 1986 beschlossen. Es kam zu weiteren 
Beratungen im Innenausschuß in der 99. Sitzung 
vom 21. Februar 1986, in der 100. Sitzung vom 24. Fe-
bruar 1986, in der 101. Sitzung vom 25. Februar 1986 
sowie in der abschließenden 102. Sitzung vom 
26. Februar 1986, in der die Änderung der Strafpro-
zeßordnung aus Gründen der Berlin-Klausel in das 
Paßgesetz aufgenommen wurde. 

Der Ausschuß hat im Rahmen der Einzelabstim-
mung den einzelnen Bestimmungen mehrheitlich 
zugestimmt, wobei die Fraktion der SPD dem § 16 
ihre Zustimmung versagt hat. Die Fraktion DIE 
GRÜNEN hat die Bestimmungen durchweg abge-
lehnt. Wegen des Abstimmungsergebnisses im ein-
zelnen wird auf das Ausschußprotokoll der 102. Sit-
zung verwiesen. 

Der Ausschuß hat dabei, jeweils mit Mehrheit, neun 
Anträge der Fraktion DIE GRÜNEN zu einem eige-
nen Konzept eines Paßgesetzes abgelehnt. Die An-
träge haben folgenden Wortlaut: 

1. In § 1 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Deutsche 
im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgeset-
zes" gestrichen und durch die Worte: „Personen, 
die die Deutsche Staatsangehörigkeit besitzen" 
oder „als Flüchtlinge oder Vertriebene oder als 
deren Ehegatten oder Abkömmlinge die im Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland Aufnahme 
gefunden haben" oder „im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes auf Dauer bleiben wollen und mehr 
als acht Jahre ihren rechtmäßigen Aufenthalt 
hatten sowie deren Familienangehörige" ersetzt. 

2. In § 1 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „verpflichtet" 
gestrichen und durch das Wort „berechtigt" er-
setzt. 

In § 1 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 werden die Worte 
„Paßpflicht wird durch Vorlage" gestrichen und 
ersetzt durch das Wort „anstatt". 

In § 1 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz werden die 
Worte „in besonderen Fällen durch Vorlage eines 
vorläufigen Passes" gestrichen und statt dessen 
die Worte eingefügt „kann ein vorläufiger Paß". 

In § 1 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz wird das 
Wort „genügt" durch die Worte „benutzt werden" 
ersetzt. 
Zur Aus- und Einreise über eine Auslandsgrenze 
im Sinne des § 1 Abs. 1. 

§ 2 wird gestrichen und ersetzt durch die Worte: 
„Eine Paßpflicht besteht nicht." 

3. In § 1 Abs. 2 Halbsatz 1 wird das Wort „Niemand" 
gestrichen und durch die Worte „jeder der in Ab-
satz 1 Satz 1 aufgeführten Personen" ersetzt. 

§ 1 Abs. 3 Halbsatz 1 wird ersatzlos gestrichen. 

In § 1 Abs. 3 Halbsatz 2 werden die Worte „er 
bleibt" durch die Worte „sie bleibt" ersetzt. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/5128  

In § 1 Abs. 3 Halbsatz 2 werden die Worte „Bun-
desrepublik Deutschland" gestrichen und ersetzt 
durch „Bürger, auf deren Namen die Pässe aus-
gestellt wurden". 

4. In § 3 Halbsatz 1 wird das Wort „nur" ersatzlos , 

gestrichen. 

In § 3 Halbsatz 2 werden die Worte „sofern nicht 
auf Grund anderer Rechtsvorschriften oder zwi-
schenstaatlicher Vereinbarungen" gestrichen 
und die Reihenfolge der nachfolgenden Worte 
umgestellt, so daß Halbsatz 2 nunmehr lautet: 
„Ausnahmen sind zugelassen." 

§ 3 wird durch einen Absatz 2 ergänzt, der lautet: 
„Die Auslandsgrenzen können auch an jeder an-
deren Grenzübergangsstelle und zu jeder Zeit 
überschritten werden." 

5. In § 4 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „sind nach 
einheitlichen Mustern auszustellen; wie" ersatz-
los gestrichen. 

In § 4 Abs. 1 Satz 1 Ziffer 1 werden die Worte 
„und gegebenenfalls Geburtsname" gestrichen. 

In § 4 Abs. 1 Satz 2 Ziffer 3 wird das Wort „Dok-
torgrad" ersatzlos gestrichen. 

In § 4 Abs. 1 Satz 2 werden die Ziffern 4 „Ge-
schlecht", 7 „Größe", 8 „Farbe der Augen" und 10 
„Staatsangehörigkeit" ersatzlos gestrichen. 

6. In § 4 Abs. 2 wird das Wort „eine" durch das Wort 
„keine" ersetzt. 

§ 4 Abs. 2 Satz 2 und dort die Ziffer 1 bis 12 wer-
den ersatzlos gestrichen. 

Anstelle des gestrichenen § 4 Abs. 2 Satz 2 wird 
der folgende Satz neu angefügt: „Es ist durch 
Vorkehrungen, die dem neuesten Stand der 
Technik entsprechen, sicherzustellen, daß die auf 
dem Ausweis enthaltenen. Daten nicht automa-
tisch oder maschinell gelesen werden können." 

7. In § 4 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „der Bun-
desminister des Innern im Benehmen mit dem 
Auswärtigen Amt durch Rechtsverordnung, die 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf" gestri-
chen und ersetzt durch die Worte „der Innenaus-
schuß des Deutschen Bundestages im Benehmen 
mit den Verbraucherverbänden". 

In § 5 Abs. 1 werden die Sätze 2 und 3 ersatzlos 
gestrichen. 

In § 5 Abs. 1 Satz 4 werden die Worte „sechs Mo-
nate" gestrichen und durch die Worte „zwei Jah-
ren" ersetzt. 

In § 5 Abs. 1 Satz 5 wird das Wort „nicht" ersatz-
los gestrichen. . 

§ 5 Abs. 2 wird ersatzlos gestrichen. 

In § 6 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „nicht" ersatz- 
los gestrichen. 

In § 6 Abs. 2 Satz 2 wird ersatzlos gestrichen. 

In § 6 Abs. 2 Halbsatz 1 sind die Worte „alle Nach-
weise zu erbringen" durch die Worte „zu belegen" 
zu ersetzen. 

In § 6 Abs. 2 Halbsatz 2 sind die Worte „Feststel

-

lung der Person des Paßbewerbers und seiner 

Eigenschaft als Deutscher notwendig sind" zu 
streichen und durch die Worte zu ersetzen „die 
Voraussetzung des § 1 Abs. 1 begründen". 

In § 6 Abs. 3 sind die folgenden Sätze ersatzlos zu 
streichen: „und die Beglaubigung seiner Unter-
schriften verlangen. Bestehen Zweifel über die 
Person des Paßbewerbers, sind die zur Feststel-
lung seiner Identität erforderlichen Maßnahmen 
zu treffen. Die Paßbehörde kann die Durchfüh-
rung erkennungsdienstlicher Maßnahmen veran-
lassen, wenn die Identität des Paßbewerbers auf 
andere Weise nicht oder nur unter erheblichen 
Schwierigkeiten festgestellt werden kann. Ist die 
Identität festgestellt, so sind die im Zusammen-
hang mit der Feststellung angefallenen Unterla-
gen zu vernichten." 
§§ 7, 8, 9, 10 Nr. 2, §§ 11, 12, 13, 14 Nr. 2, § 14 Nr. 3, 
werden ersatzlos gestrichen. 

8. In § 15 Abs. 1 Satz 1 sind die Worte „dürften keine 
Daten über die Person des Paßinhabers oder 
Hinweise auf solche Daten enthalten" zu strei-
chen und durch die Worte „dürfen auf dem Paß 
nicht enthalten sein" zu ersetzen. 

§ 15 Abs. 1 Satz 3 ist ersatzlos zu streichen. 

In § 15 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „außer bei 
den zuständigen Paßbehörden" ersatzlos gestri-
chen. 

In § 15 Abs. 2 Satz 2 sind die Worte „sowie für 
personenbezogene Photographische Datenträger 
(Microfilme)" zu streichen. Statt dessen ist in § 15 
Abs. 2 ein dritter Satz einzufügen mit dem Wort-
laut: „Eine Speicherung auf personenbezogenen 
Photographischen Datenträgern (Microfilm) fin-
det nicht statt." 

§ 15 Abs. 3 Satz 1 ist ersatzlos zu streichen. 

In § 15 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „im übri-
gen § 4 Abs. 1 genannten Angaben" gestrichen 
und durch die Worte „Daten auf dem Paß" er-
setzt. 

§ 15 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 wird ersatzlos gestri-
chen. 

§ 15 Abs. 4 wird gestrichen. An seine Stelle wird 
eingefügt: „Eine Speicherung der Daten des Pas-
ses darf auch nicht im Melderegister oder irgend-
einer anderen Stelle erfolgen." 

9. § 16 Abs. 1 Satz 2, Abs. 1 Satz 3, Abs. 2 Satz 2, 
Abs. 3, Abs. 4 und Abs. 5 werden ersatzlos gestri-
chen. 

§ 17 Abs. 2 ist zu streichen. 

In § 18 ist Absatz 6 zu streichen. 

Die §§ 20, 21 und 23 sind zu streichen. 

§ 24 wird ersetzt durch folgende Bestimmung: 
„Ordnungswidrig handelt, wer gegen ein Verbot 
der Verwendung des Passes zum automatischen 
Abruf oder zur automatischen Speicherung per-
sonenbezogener Daten verstößt. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld-
buße mit bis zu 5 000,— DM geahndet werden. 

Der Versuch kann als Ordnungswidrigkeit ge-
ahndet werden. 
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Ordnungswidrig handelt auch, wer fahrlässig 
handelt." 

In der Schlußabstimmung hat der Ausschuß dem 
Gesetzentwurf mit 14 Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen gegen fünf Stimmen der Fraktion der SPD 
und zwei Stimmen der Fraktion DIE GRÜNEN zu-
gestimmt. 

II. Begründung 

1. Paßgesetz 

a) Die Verabschiedung des Gesetzentwurfs der 
Bundesregierung zum Paßgesetz hatte als Vor-
bedingung die Einführung des fälschungssiche-
ren und maschinenlesbaren Personalausweises. 
Diese Vorbedingung hat der Innenausschuß mit 
der Verabschiedung des Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung personalausweisrechtli-
cher Vorschriften — Drucksache 10/5060 (neu) 
— geschaffen. 

Wegen der Notwendigkeit für die Einführung ei-
nes fälschungssicheren und maschinenlesbaren 
Europa-Passes wird auf die Begründung des 
Entwurfs der Bundesregierung hingewiesen. Da-
nach kann vor allem der von der Einführung des 
fälschungssicheren und maschinenlesbaren Per-
sonalausweises erwartete Sicherheitsgewinn 
erst voll wirksam werden, wenn auch der Reise-
paß auf den Sicherheitsstandard des neuen Per-
sonalausweises gebracht wird. Die maßgebliche 
Entschließung der Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Gemeinschaft vom 23. Juni 1981 eröffnet 
ausdrücklich die Möglichkeit zur Einführung ei-
nes fälschungssicheren und maschinell lesbaren 
Europa-Passes. 

b) Die Haltung der Fraktion der SPD und der Frak-
tion DIE GRÜNEN zum Europa-Paß folgt, was 
die Ausgestaltung als maschinenlesbarer Paß 
angeht, ihrer Haltung zur Einführung des ma-
schinenlesbaren Personalausweises. Insoweit 
wird auf die Begründung in Drucksache 10/5060 
(neu) verwiesen. 

Seitens der Fraktion DIE GRÜNEN wird eine 
Neukonzipierung eines Paßgesetzes vorgeschla-
gen. Sie weist darauf hin, daß auch die Einfüh-
rung eines maschinenlesbaren Passes die Ge-
fahr mit sich bringen würde, daß die Bewegungs-
daten der Bürgerinnen und Bürger unkontrol-
lierbar und lebenslänglich gespeichert werden 
könnten. Auf diese Weise wäre es den staatli-
chen Instanzen möglich, ein Bewegungsprofil 
der Bürger zu erstellen. Die Bewegungsfreiheit 
der Bürgerinnen und Bürger könnte nachhaltig 
eingeengt werden. Bei Reisen ins Ausland wären 
vom Deutschen Gesetzgeber keinerlei wirksame 
Begrenzungen der Gebrauchs- und Mißbrauchs

-

möglichkeiten einer Maschinenlesbarkeit zu er-
reichen. Sie hat zur Verwirklichung eines ande-
ren Paßkonzeptes zahlreiche Anträge gestellt, 
die der Ausschuß mit Mehrheit abgelehnt hat. 

c) Der Innenausschuß hat darauf geachtet, daß Än-
derungen am Regierungsentwurf, soweit sie sich 

auf Vorschriften bezogen, die für Paß- und Per-
sonalausweis inhaltlich die gleiche Materie re-
geln, genau übereinstimmen. Der Entwurf des 
Paßgesetzes in der vorgelegten Fassung enthält 
deshalb die gleichen datenschutzrechtlichen Re-
gelungen, wie sie für den Personalausweis bei 
der Änderung personalausweisrechtlicher Vor-
schriften vorgesehen sind. Insoweit wird auf 
Drucksache 10/5060 (neu) verwiesen. 

d) Der Innenausschuß geht davon aus, daß der vor-
liegende Gesetzentwurf, soweit er die Novellie-
rung des Paßgesetzes betrifft, der Entschließung 
des Europäischen Parlaments zum Europa-Paß 
— Drucksache 10/3620 — ebenso entgegen-
kommt wie dem Fünften Bericht und Empfeh-
lung der Europa-Kommission zur Frage der 
rechtzeitigen Einführung des Europa-Passes — 
Drucksache 10/2400 —, die dem Ausschuß in der 
149. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
27. Juni 1985 überwiesen worden ist und wozu 
der mitberatende Auswärtige Ausschuß um zü-
gige Beratung des Entwurfs eines Paßgesetzes 
gebeten hatte. Der Innenausschuß hat die Vorla-
gen zur Kenntnis genommen. 

2. Änderung der Strafprozeßordnung 

a) Im Zuge der Ausschußberatungen haben die Ko-
alitionsfraktionen am 15. Januar 1986 erstmals 
mit dem Vorschlag, einen § 163 d StPO in den 
Gesetzentwurf zur Änderung personalausweis-
rechtlicher Vorschriften aufzunehmen, eine Än-
derung der Strafprozeßordnung vorgeschlagen. 
Dieser letztlich auf der Anhörung vom 20. Mai 
1985 zum Personalausweisgesetz beruhende Än-
derungsvorschlag war dann im Rahmen der An-
hörung des Innenausschusses zum Paßgesetz, 
die am 12. Februar 1986 stattfand, Gegenstand 
der Ausführungen der Sachverständigen. Die 
Koalitionsfraktionen haben das Ergebnis dieser 
Anhörung zum Anlaß genommen, ihren Ände-
rungsvorschlag noch einmal zu präzisieren und 
weiter einzugrenzen. Dieser Fassung des § 163 d 
StPO, die in den Beratungen dann noch einmal 
leichte Veränderungen erfuhr, hat der Ausschuß 
zugestimmt, wobei im Zusammenhang mit der 
Berlin-Klausel eine Anfügung der Änderung der 
Strafprozeßordnung an das Paßgesetz am 26. Fe-
bruar 1986 mit Mehrheit beschlossen wurde. 

Der § 163 d StPO, für den nach der Überzeugung 
der Koalitionsfraktionen ein gesetzgeberisches 
Bedürfnis besteht, das nicht mehr aufschiebbar 
ist, soll die noch notwendige Gesamtreform der 
Strafprozeßordnung nicht abschließend präjudi-
zieren. Er regelt nur einen ganz bestimmten Fall, 
so daß bei anderen Fahndungsmaßnahmen auch 
andere Regelungen hinsichtlich des zu beachten-
den Verfahrens oder hinsichtlich des Kreises der 
in Betracht kommenden Delikte möglich blei-
ben. Der § 163 d StPO läßt die Einrichtung von 
Dateien beim automatischen Lesen des Per-
sonalausweises bzw. Passes, aber auch bei der 
Identifizierung mit anderen Ausweispapieren 
für den Bereich der Strafverfolgung zur Aufklä-
rung bestimmter Straftaten und zur Ergreifung 
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der Täter zu, und zwar bei einer Personenkon-
trolle nach § 111 der Strafprozeßordnung bzw. ei-
ner Grenzkontrolle. Diese neue strafprozessuale 
Regelung bezieht sich also nicht auf das präven-
tive Verhalten der Polizei, das in den Polizeige-
setzen der Länder zu regeln ist. Da die hier ge-
meinten Maßnahmen auch Personen treffen, die 
tatsächlich mit der aufzuklärenden Straftat 
nichts zu tun haben, müssen ausreichende Siche-
rungen zum Schutz der Rechte des Betroffenen 
vorgesehen werden. Diese jetzt vorgeschlagene 
Fassung des § 163d StPO trägt den verfassungs-
rechtlichen und datenschutzrechtlichen Anfor-
derungen nach Auffassung des Ausschusses 
Rechnung. 

b) Abweichende Auffassungen 

Seitens der Fraktion der SPD sind im Zuge der 
Beratungen grundsätzliche Vorbehalte gegen 
den Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen vor-
gebracht worden, soweit es um eine Änderung 
der Strafprozeßordnung geht. 

Sie hat klargestellt, daß sie die Einfügung eines 
neuen § 163d StPO, der die sog. Schleppnetz-
fahndung ermögliche, ablehne. Die Einfügung ei-
ner derartigen, die Daten des Bürgers berüh-
rende Vorschrift könne nicht isoliert im Zusam-
menhang der Novellierung des Personalausweis

-

bzw. Paßrechts erörtert werden. Sie hat darge-
tan, daß die angesprochene Problematik auf-
grund eines schlüssigen Gesamtkonzepts nur im 
Rahmen der unter datenschutzrechtlichen Ge-
sichtspunkten erforderlichen Novellierung der 
StPO sachgerecht behandelt werden könne. 

Die Fraktion der SPD hat in diesem Zusammen-
hang an die Entschließung des Deutschen Bun-
destages aus dem Jahre 1980 erinnert, deren An-
satz auch heute noch nicht überholt sei, daß 
nämlich ein politisches Junktim zwischen der 
Einführung des Ausweises und weiteren be-
reichsspezifischen Datenschutzregelungen im 
Sicherheitsbereich, wozu auch die Novellierung 
der StPO gehöre, zu fordern sei. Sie stellt fest, 
daß es auch ein zwingendes Gebot des Volkszäh-
lungsgesetz-Urteils sei, die weiteren bereichsspe-
zifischen Regelungen möglichst gleichzeitig zu 
beraten und zu verabschieden. Das sei auch — 
abgesehen von inhaltlichen Bedenken — ein 
ganz wesentlicher Grund dafür, weshalb die 
Fraktion der SPD für eine Abkoppelung des Ar-
tikels 2 (§ 163 d StPO) eintrete und fordere, daß 
diese Vorschrift bei der erforderlichen Novellie-
rung der StPO unter dem Gesichtspunkt des Da-
tenschutzes beraten und ggf. in die StPO einge-
fügt werde. 

Nach Auffassung der Fraktion DIE GRÜNEN 
beinhaltet die vorgesehene Änderung der StPO 
eine Regelung, die hinsichtlich des Personalaus-
weises und des Passes und der dazu getroffenen 
Regelungen ein aliud sei. Es handele sich um 
eine erstmalige Regelung in der StPO über mas-
senhafte Datenverarbeitung im Bereich der Poli-
zei. Sie lehnt die Einfügung eines § 163 d in die 
Strafprozeßordnung ab, weil damit die Speiche-
rung von Daten Unverdächtiger (Schleppnetz

-

fahndung) möglich werde. Diese Regelung bein-
halte große Risiken, die — gemessen an den . 

Grundsätzen des Volkszählungs-Urteils des Bun-
desverfassungsgerichts — dem Bürger nicht zu

-

gemutet werden könnten. Sie hat moniert, daß 
diese Regelung, die zudem in die Zuständigkeit 
des Rechtsausschusses falle, nicht als gesonder-
ter Gesetzentwurf eingebracht und nach einer 
ersten Lesung an die Ausschüsse überwiesen 
worden sei. Sie verlangt bereits insoweit, aber 
auch wegen des Fehlens eines Gesamtkonzeptes 
für die Novellierung der StPO eine Abkoppelung 
des § 163d StPO. 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz hat 
im Zusammenhang mit der vorgesehenen Ände-
rung auch der Strafprozeßordnung darauf hinge-
wiesen, daß im Mittelpunkt der Diskussion über 
den maschinenlesbaren Paß bzw. den Personal-
ausweis das Verbot einer Speicherung der mit 
Hilfe des Ausweises gewonnenen Daten gestan-
den habe. Hier werde nun mit der Einführung 
des § 163d StPO dieser Grundsatz durchbrochen, 
und zwar in einem weitgehenden Umfang. Er 
sehe zwar ein gesetzliches Regelungsbedürfnis 
für diesen Problemkreis. Ihm fehle aber einmal 
die Verbindung dieser Regelung mit dem Paß 
bzw. dem Personalausweis, zum anderen ver-
misse er das Vorliegen eines Gesamtkonzeptes 
für die Novellierung der StPO. Er halte im übri-
gen die Begrenzung und Präzisierung der Vor-
schrift für geboten, insbesondere insoweit die er-
hobenen Daten weiterverarbeitet werden könn-
ten. 

3. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 (Paßgesetz) 

Zu § 4 Abs. 1 Satz 3 

Die Vorschrift dient dazu, das Transsexuellenpro-
blem humaner zu fassen. Da nach der EG-Ent-
schließung vom 23. Juni 1981 in Einzelfällen ein Paß 
nach früherem Modell ausgestellt werden kann und 
der derzeitige Paß keine Geschlechtsangabe ent-
hält, kann bei dem in Einzelfällen auszustellenden 
vorläufigen Paß auf die Angabe des Geschlechts 
verzichtet werden. 

Zu § 5 Abs. 1, Sätze 2 und 4 

Die in Satz 3 geregelte Gültigkeitsdauer der Zweit-
pässe wird entsprechend der Stellungnahme des 
Bundesrates vom 22. März 1985 zum Paßgesetzent-
wurf (Drucksache 10/3303) generell auf fünf Jahre 
festgesetzt, um eine einheitliche Verwaltungspraxis 
zu gewährleisten. Bei der Ausdehnung der Gültig-
keitsdauer der vorläufigen Pässe in Satz 4 auf in 
der Regel ein Jahr wird ebenfalls einem Vorschlag 
des Bundesrates gefolgt. 

Zu § 6 Abs. 3 

Zur besseren Kontrolle des Verbleibs der Unterla

-

gen über die Identitätsfeststellung wird ergänzend 
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normiert, daß über die Vernichtung dieser Unterla-
gen eine Niederschrift der Verwaltungsbehörde an-
zufertigen ist. 

Zu § 7 Abs. 1 

Die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Paßver-
sagung sind präziser gefaßt worden. 

Zu § 7 Abs. 2 Satz 1 

Durch die Änderung wird die Geltung des Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatzes bei der Paßversagung im 
Gesetz stärker betont. 

Zu § 8a 

Die Vorschrift schafft eine eindeutige gesetzliche 
Grundlage zur Speicherung von Anordnungen nach 
§ 7 Abs. 1 und 8 (Paßversagungs-, Paßentziehungs-
gründe) im polizeilichen Grenzfahndungsbestand. 
Auf die Ausführungen zu § 2 Abs. 2 und 3 in Druck-
sache 10/5059 (neu) wird verwiesen. 

Zu § 15 Abs. 4 Satz 3 

Das Verbot der Speicherung der Seriennummer im 
Melderegister bleibt bestehen, wird aber erst nach 
einer Übergangsfrist von fünf Jahren in Kraft tre-
ten, um den Ländern, deren Recht eine Speicherung 
der Seriennummer vorsieht, die Umstellung zu er-
leichtern. Die Neufassung berücksichtigt die Stel-
lungnahme des Bundesrates. Im übrigen wird we-
gen der datenschutzrechtlichen Problematik auf die 
Ausführungen zu § 3 und 4 auf Drucksache 10/5060 
(neu) verwiesen. 

Zu § 16 

Der neue § 16 enthält im Hinblick auf die Maschi-
nenlesbarkeit des Passes die erforderlichen daten-
schutzrechtlichen Regelungen für den öffentlichen 
Bereich. Er ist gegenüber der Fassung im Entwurf 
eines Paßgesetzes unter Berücksichtigung der Stel-
lungnahme des Bundesrates wesentlich vereinfacht 
worden. 

Absatz 1 Satz 3 verbietet aus Gründen des Persön-
lichkeitsschutzes, daß über Abrufe mit dem maschi-
nenlesbaren Paß, die wegen einer nicht vorhande-
nen Ausschreibung des Betroffenen im polizeili-
chen Fahndungsbestand zu keiner Feststellung ge-
führt haben, irgendwelche personenbezogenen Auf-
zeichnungen — sei es dv-gestützt, sei es konventio-
nell — gefertigt werden. 

Zulässig sind dagegen im Rahmen der jeweiligen 
Aufgaben -und Befugnisse Aufzeichnungen über sol-
che Abrufe, die zu der Feststellung geführt haben, 
daß zu dem Betroffenen eine Ausschreibung im po-
lizeilichen Fahndungsbestand etwa zur Festnahme, 
Aufenthaltsermittlung oder polizeilichen Beobach-
tung besteht. Das Festhalten dieser Erkenntnis ist 
u. a. deshalb erforderlich, weil die den Fahndungs-
aufgriff erzielende Dienststelle ihr Tätigwerden zu 

dokumentieren hat und gehalten ist, die ausschrei-
bende Dienststelle sowie in gewissen Fällen das 
Landeskriminalamt und das Bundeskriminalamt zu 
unterrichten. Die Befugnis, im Zusammenhang mit 
erzielten Fahndungstreffern Aufzeichnungen zu 
fertigen, wird allerdings nach Absatz 2 insoweit ein-
geschränkt, als untersagt ist, auch für den Bereich 
der Trefferfälle personenbezogene Daten unmittel-
bar durch den Lesevorgang in Dateien zu speichern. 
Eine automatische Aufzeichnung personenbezoge-
ner Daten unmittelbar durch den Lesevorgang 
kann nur aufgrund einer besonderen gesetzlichen 
Vorschrift erfolgen. 

Die bislang in den Absätzen 2 bis 5 geregelte Durch-
führung besonderer Fahndungs- und Ermittlungs-
maßnahmen nach dem Strafprozeßrecht durch 
Speicherung der Daten einer Vielzahl auch nicht 
verdächtiger Personen mittels der Maschinenles-
barkeit zur Aufklärung bestimmter schwerwiegen-
der Straftaten wird als eigenständiger § 163 d unter 
näher bezeichneten engen Voraussetzungen in die 
Strafprozeßordnung eingefügt (vgl. Artikel 2). 

Zu § 20 Abs. 2 

Bei den Änderungen handelt es sich um redaktio-
nelle Angleichungen an die Novelle personalaus-
weisrechtlicher Vorschriften. 

Zu § 21 Abs. 2 Satz 3 

Absatz 3 stellt klar, daß die im Paßregister enthalte-
nen Daten, die auch im Melderegister aufgezählt 
sind, nicht unter Umgehung der in den Meldegeset-
zen enthaltenen Beschränkungen aus dem Paßge-
setz übermittelt werden dürfen. 

Zu § 21 Abs. 3 

Gegen die in dieser Bestimmung vorgesehene 
Pflicht der Registerbehörde, Übermittlungen aus 
dem Paßregister aufzuzeichnen, bestehen Beden-
ken, weil dadurch zusätzliche personenbezogene 
Datenbestände entstehen würden und dadurch — 
etwa bei Übermittlungsersuchen von Strafverfol-
gungs- oder Sicherheitsbehörden — Verdacht unnö-
tig gestreut wird. Entsprechend wird daher in 
Satz 1 bestimmt, daß die ersuchende Behörde ihr 
Ersuchen aktenkundig zu machen hat. In Satz 2 
wird den enumerierten Sicherheitsbehörden die 
Verpflichtung auferlegt, besondere Aufzeichnungen 
zu führen, um die Kontrolle durch den Bundesbe-
auftragten für den Datenschutz zu erleichtern. Auf 
die Ausführungen zu § 2 b Abs. 3 auf Drucksache 
10/5060 (neu) wird verwiesen. 

Zu § 24 Abs. 2 bis 6 

Entsprechend der Stellungnahme des Bundesrates 
sind zur Klarstellung die Fälle, in denen auch fahr-
lässiges Handeln bewehrt wird, in einem eigenen 
Absatz 3 zusammengefaßt. 
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Zu Artikel 2 (§ 163d StPO) 

Die Änderung der Strafprozeßordnung wird als Ar-
tikel 2 in den Entwurf eines Paßgesetzes und eines 
Gesetzes zur Änderung der Strafprozeßordnung 
aufgenommen. 

Zu § 163d Satz 1 

Absatz 1 bestimmt den Gegenstand und den An-
wendungsbereich der Maßnahmen. Diese sind im 
Hinblick auf das unabweisbar praktische Bedürfnis 
und den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz nur zuläs-
sig zur Aufklärung bestimmter schwerwiegender 
Straftaten. Es handelt sich um die in der Kontroll-
stellenregelung des § 111 StPO genannten Delikte 
sowie um schwerwiegende Fälle des gewerbsmäßi-
gen und organisierten illegalen Rauschgift- und 
Waffenhandels. Es liegt also eine strafprozessuale 
Befugnis für bestimmte Fälle der Großfahndung 
vor. Die zu speichernden Daten müssen sich auf die 
Identität der kontrollierten Personen sowie auf Um-
stände, die für die Aufklärung der Straftat oder für 
die Ergreifung des Täters von Bedeutung sein kön-
nen, also z. B. Typ und Kennzeichen eines benutz-
ten Kraftfahrzeuges, beziehen. Die bei den Beratun-
gen erwogene nähere Präzisierung der Umstände, 
die für die Aufklärung der Straftat oder für die 
Ergreifung des Täters von Bedeutung sein können, 
ist nicht möglich, da sich die entsprechenden Daten 
nur nach Lage der jeweils aufzuklärenden Straftat 
konkretisieren lassen. Sie sind aber in der richterli-
chen Anordnung nach Absatz 3 zu bezeichnen. Da 
die gespeicherten Daten nur für die Strafverfolgung 
benutzt werden dürfen, ist ihre Übermittlung an 
Strafverfolgungsbehörden zulässig. 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz hatte 
erklärt, es handele sich insoweit um eine materielle 
Erhebungsnorm, als hier auch von unverdächtigten 
Personen Daten erhoben werden dürften. Deshalb 
halte er eine Präzisierung und Begrenzung der ge-
nannten Umstände in diesem sehr sensiblen Be-
reich für notwendig. Es gelte hier abzuwägen; ein 
Eingriff sei nur dann rechtmäßig, wenn ein milde-
res Mittel nicht möglich sei. 

Zu §163d Abs. 2 

Absatz 2 bestimmt, daß die Maßnahmen nur durch 
den Richter angeordnet werden dürfen. Lediglich 
bei Gefahr im Verzug sind die Staatsanwaltschaft 
oder die Polizei zur Anordnung befugt. Insoweit 
entspricht die Regelung dem § 111 Abs. 2 StPO über 
die Anordnung zur Einrichtung einer Kontrollstelle. 
Wie dort ist aber die Eilzuständigkeit für Staatsan-
waltschaft oder Polizei unverzichtbar, da etwa bei 
Entführungen, Geiselnahmen oder bewaffneten 
Banküberfällen polizeiliche Fahndungsmaßnah-
men ohne jede zeitliche Verzögerung eingeleitet 
werden müssen. Allerdings ist in diesen Fällen un-
verzüglich um die richterliche Bestätigung der An-
ordnung nachzusuchen. Bestätigt der Richter inner-
halb von drei Tagen die Anordnung nicht, tritt sie 
mit der Konsequenz außer Kraft, daß alle bis dahin 
gespeicherten Daten zu löschen bzw. zu vernichten 

sind. Eine richterliche Kontrolle entfällt nur dann, 
wenn keine Daten mehr vorhanden sind. 

Seitens der Koalitionsfraktionen wurde dazu erläu-
tert, man habe, nachdem auf Länderwunsch zu-
nächst der Staatsanwalt vorgesehen gewesen sei, 
wieder den Richter als die anordnende Stelle in . 

Absatz 2 aufgenommen, weil dies im Zusammen-: 
hang mit dem neuen Straftatenkatalog in Absatz 1; 
insbesondere mit § 111 StPO, angemessen sei.  Da-
mit sei aber keine Präjudizierung für den Richter 
im Hinblick auf die künftige Regelung weiterer 
Fahndungsmaßnahmen im Rahmen der Novellie

-

rung der StPO, an der gearbeitet werde, gewollt. 

Im Zuge der Beratungen wurde seitens der Frak

-

tion der SPD die Frage aufgeworfen, ob über eine 
Auslegung des Begriffs „Gefahr im Verzug" aus 
dem vorgesehenen Regelfall des anordnenden Rich-
ters nicht die Ausnahme werde und der Hilfsbe-
amte der Staatsanwaltschaft letztlich, was seitens 
der Fraktion DIE GRÜNEN befürchtet wurde, in  
der Regel die Anordnungen treffe. Sie wertet diese 
Regelung als Ergebnis eines fehlenden Gesamtkon-
zepts. 

Seitens der Bundesregierung wurde dazu ausge-
führt, daß dies nicht denkbar sei. Der Hilfsbeamte 
könne nur bei einem Eilfall im örtlichen Bereich 
zum Zuge kommen. 

Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz hat 
hinsichtlich der Löschung der Daten um eine aus-
drückliche gesetzliche Klarstellung gebeten. Die 
Bundesregierung hat erklärt, diese Konsequenz er-
gebe sich ganz selbstverständlich. 

Zu § 163d Abs. 3 

Absatz 3 bestimmt die Modalitäten der Anordnung 
einschließlich ihrer Befristung. Der Personenkreis, 
der von den Maßnahmen erfaßt werden soll, muß 
soweit wie möglich nach bestimmten Merkmalen 
oder Eigenschaften bezeichnet werden. Dabei sol-
len sich die Merkmale soweit wie möglich an dem 
orientieren, was zur Zeit der Anordnung an Merk-
malen oder Eigenschaften über den oder die Tatver-
dächtigen bereits bekannt ist. In der Anordnung 
sind Art, Umfang, räumliche Erstreckung und 
Dauer der Maßnahme zu bestimmen. Die Dauer der 
Maßnahmen, d. h. die Erfassung der Daten mit dem 
Ziel der Speicherung, darf selbst im Falle einer Ver-
längerung insgesamt sechs Monate nicht überstei-
gen. 

Seitens des Bundesbeauftragten für den Daten-
schutz sowie seitens der Fraktion der SPD wurde 
verlangt, in Absatz 3 die Umstände, die für die Auf-
klärung der Straftat oder für die Ergreifung des 
Täters von Bedeutung sein können, ausdrücklich 
mitaufzunehmen. Dabei sollten aber dann Elemen-
te, die die Umstände zu präzisieren geeignet seien, 
miteingebracht werden, um eine Uferlosigkeit der 
gespeicherten Daten zu vermeiden und den Beam-
ten zugleich eine Orientierungshilfe zu geben. Es 
wurde die Auffassung vertreten, daß spätestens in 
der richterlichen Anordnung eine Begrenzung der 
Umstände erfolgen sollte. Andernfalls fehle die er- 
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forderliche Abwägung, die zur Grundgesetzwidrig-
keit führen könne. 

Seitens der Bundesregierung wurde dazu erklärt, 
daß in Absatz 3 die Umstände aus Absatz 1 mitein-
bezogen seien. Eine Präzisierung in dem gewünsch-
ten Sinne halte sie nicht für möglich. Im übrigen 
solle in die Anordnung alles aufgenommen werden, 
was zur Einengung des Personenkreises beitrage 
und so möglichst viele Personen von der Maß-
nahme ausschließe. 

Es wurde im Zuge der Beratungen weiter erörtert, 
ob die Frist von drei Monaten nicht verkürzt wer-
den sollte. Im Verlaufe der Diskussion — praktische 
Handhabung und Datenschutzgesichtspunkte sind 
gegeneinander abzuwägen — wurde keine eindeu-
tig bessere als die vom Ausschuß beschlossene Lö-
sung erarbeitet. 

Zu § 163d Abs. 4 

Absatz 4 regelt die Beendigung der Maßnahmen, 
die Löschung der erlangten Daten sowie das dabei 
zu beachtende Verfahren. Die erlangten Daten sind 
unverzüglich zu löschen, sobald sie für das Strafver-
fahren, das Anlaß der Maßnahmen ist, nicht oder 
nicht mehr benötigt werden. Nach dem Charakter 
der Maßnahme ist davon auszugehen, daß grund-
sätzlich nur eine sehr kurze Speicherung erforder-
lich ist. Gleichwohl muß eine absolute Höchst-
grenze der Speicherung festgelegt werden. 

Die Vorschrift sieht vor, daß die gespeicherten Da-
ten nur für das konkrete Strafverfahren genutzt 
werden dürfen. Dies bedeutet, daß die Auswertung 
der Daten nur in bezug auf genannte Strafverfah-
ren erfolgen darf. Die Verarbeitung der Daten mit 
dem Ziel der Feststellung, ob andere Straftaten be-
gangen worden sind oder auf diese Weise aufge-
klärt werden könnten, ist also nicht statthaft. Aller-
dings trifft die Bestimmung in Anlehnung an son-
stige Bestimmungen der StPO (vgl. § 108) eine Re-
gelung über die Verwendung von Zufallsfunden, die 
sich bei Gelegenheit der Auswertung der Erkennt-
nisse durch die speichernde Stelle in dem genann-
ten Sinne ergeben. Die Vorschrift findet damit ei-
nen sachgerechten Ausgleich zwischen der Inan-
spruchnahme Unbeteiligter und dem für das Straf-
verfahren herausragenden Grundsatz des Legali-
tätsprinzips. 

In der Beratung wurde die Frage diskutiert, ob der 
Fall geregelt sei, wenn eine Anordnung rechtswid-
rig sei. Seitens der Bundesregierung und der Koali-
tionsfraktionen wurde darauf hingewiesen, daß sich 
die Löschung der Daten im Falle der Rechtswidrig-
keit der Anordnung per se aus der Systematik der 
StPO ergebe. Wolle man das im Gesetzestext klar-
stellen, so bringe das unerwünschte Rückschlüsse 
zu § 100a und § 100b StPO mit sich. Es wurde auf 
das Kriterium der Vergleichbarkeit hingewiesen; 
die Konsequenzen aus Maßnahmen müßten ver-
gleichbar sein; das bedeute, daß alle vergleichbaren 
Fälle entsprechend zu regeln seien. Der Bundesbe-
auftragte für den Datenschutz hat betont, daß der 
politische Wille, der von einer Löschung der Daten 

ausgehe, normenklar zum Ausdruck gebracht wer-
den müsse. Es müsse klargestellt werden, wann die 
Daten zu löschen seien, was mit ihnen zu gesche-
hen habe. Er hat besonders darauf hingewiesen, 
daß ein vergleichbarer Fall deshalb nicht vorliege, 
weil hier erstmals eine datenschutzrelevante Rege-
lung in die StPO eingefügt werden solle, die detail-
liert die Speicherung in Dateien regele. 

Seitens der Fraktion der SPD wurde daran an-
schließend zusätzlich gefragt, was aus Akzeptanz-
gesichtspunkten dagegen spreche, diesen Fall klar 
im Gesetzestext zu regeln. Der Verweis auf den 
Sinnzusammenhang genüge da einfach nicht. 

Seitens der Fraktion DIE GRÜNEN wurde im Hin-
blick auf die sog. Zufallsfunde auf § 136 a Abs. 3 
StPO hingewiesen. Die Bestimmung verbiete die 
Verwertung von Aussagen, die unter Verletzung des 
Verbots des § 136 a StPO zustande gekommen seien. 
Aus diesem Rechtsgedanken heraus sei die Frak-
tion gegen die Verwendung von Zufallsfunden aus 
Dateien, weil die gespeicherten Daten für einen 
ganz anderen Zweck gespeichert seien. Der Bun-
desbeauftragte für den Datenschutz hat zu der 
gleichen Thematik auf § 7 Abs. 2 G 10-Gesetz Bezug 
genommen, auf ein Gesetz, das vom 13. August 1968 
stamme, aus einer Zeit also, da von Datenschutz 
noch keine Rede gewesen sei. Hier habe sich der 
Gesetzgeber ohne Zwang bereits zu einem früheren 
Zeitpunkt eine Beschränkung auferlegt. Er warne 
davor, die Regelung, der eine Pilotfunktion zukom-
men könne, so zu treffen; er halte diese Regelung 
für unangemessen. 

Seitens der Koalitionsfraktionen werde darauf hin-
gewiesen, daß der Zweckbestimmungsgrundsatz 
des Bundesverfassungsgerichts nicht absolut gelte. 
Die Lösung des Problems der Zufallsfunde sei vom 
Inhalt her nicht unangemessen. Der klassische Fall 
der Zweckentfremdung sei die Verfremdung von 
Daten. Dieser Fall liege aber bei einem reinen Zu-
fallsfund, der von einer Ausforschung von Daten zu 
trennen sei, nicht vor. 

Zu § 163d Abs. 5 

Absatz 5 normiert die Pflicht zur Unterrichtung der 
Personen, die nach Durchführung der Datenverar-
beitungsmaßnahmen von weiteren Ermittlungen 
betroffen sind, weil die Auswertung der Daten ei-
nen Verdacht ergeben hat, der bestätigt oder ausge-
räumt werden muß. Die Benachrichtigungspflicht 
besteht nicht, soweit und solange eine Gefährdung 
des Untersuchungszwecks oder der öffentlichen Si-
cherheit zu besorgen ist. 

Seitens der Koalitionsfraktionen wird darauf hinge-
wiesen, daß es sich hier um eine Transparenzvor-
schrift handele, die es in der StPO bisher nicht 
gebe. Es handele sich um eine Regelung, die mit 
dem G 10-Gesetz vergleichbar sei. 

Zu Artikel 3 

Artikel 3 enthält die übliche Berlin-Klausel. 
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Zu Artikel 4 

Absatz 1 bestimmt, daß wegen der notwendigen um-
fangreichen technischen Vorbereitungen in der 
Bundesdruckerei die neuen Europa-Pässe erst am 
1. Januar 1988 ausgegeben werden können. Das 
Paßgesetz kann deshalb erst zu diesem Zeitpunkt 
in Kraft treten. 

Nach Absatz 2 tritt die Änderung der Strafprozeß-
ordnung mit Einführung des neuen Personalaus-
weises am 1. April 1987 in Kraft. Die Berlin-Klausel 
tritt nach Absatz 3 am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Bonn, den 27. Februar 1986 

Tietjen 

Berichterstatter 

Ströbele Broll Dr. Hirsch 
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